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Olexiy Khabyuk 

Einführung eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der Ukraine:  
Voraussetzungen und verpasste Gelegenheiten 

1. Einleitung 

Die Präsidentenwahlen im Jahre 2004 bescherten der ukrainischen Bevölke-
rung einen "heißen" Winter. Der gewaltlose Umbruch wurde im Ausland wohl-
wollend beobachtet, es wurden Hoffnungen auf eine schnelle Transformation 
gehegt, man sprach von der Geburt der Zivilgesellschaft und der endgültigen 
Etablierung der Demokratie im Lande. Doch zeigte sich bald, dass die neue 
Elite einerseits nicht gewillt, andererseits auch nicht in der Lage war, die erhoff-
ten Reformen durchzusetzen. Die Parlamentswahlen im Jahre 2006 verliefen 
zwar im Vergleich zu vergangenen Ereignissen dieser Art bedeutend demokra-
tischer, führten gleichwohl dazu, dass Politiker die Wahlen gewonnen haben, 
die des Wahlbetrugs verdächtigt wurden. 

Allgemeine Meinung war auch, dass die ukrainischen Medien seit der "Orange-
nen Revolution" an Unabhängigkeit gewonnen hätten.1 Es gab keine die Aus-
richtung der Berichterstattung vorschreibenden "Temnyky"2 mehr, auch vermin-
derte sich der direkte Druck auf die Redaktionen.3 Trotz dieser Veränderungen 
ist die Ukraine aber noch weit entfernt von unabhängigen Medien.  

Als möglicher Schritt in Richtung dieses Ziels wird in der Ukraine seit längerem die 
Einführung eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks diskutiert. Einen neuen Anlauf 
nahm die Diskussion im März 2007, als eine gemeinsame Erklärung durch die ver-
antwortlichen Rundfunkpolitiker unterzeichnet wurde. 

Der vorliegende Aufsatz untersucht, inwiefern eine solche Reform der Medien in 
der Ukraine sinnvoll und möglich ist. Zu diesem Zweck werden im Abschnitt 2 
allgemeine Voraussetzungen für einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk formuliert. 
Der bisherige Stand der Einführung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der 
Ukraine wird im Abschnitt 3 referiert. Im Abschnitt 4 wird erörtert, inwiefern die in 
Abschnitt 2 vorgestellten Voraussetzungen in der Ukraine vorliegen. Abschlie-
ßend werden im Abschnitt 5 die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst, um 
eine Empfehlung über die weitere Vorgehensweise abzugeben. 

                                                           
1  Beispielsweise stieg die Ukraine im Ranking der NGO "Freedom House" von Nr. 150 in 2004 

auf Nr. 113 in 2006. Sie wechselte aus der Kategorie "Not Free" zu "Partly Free" (siehe 
FREEDOM HOUSE 2004 und 2006). Auch "Reporter ohne Grenzen" haben die Ukraine von 
Platz 138 in 2004 auf Platz 105 in 2006 heraufgestuft (siehe ROG 2004 und 2006).  

2  An die Medien gesendete Geheimanweisungen (siehe z. B. HUMAN RIGHTS WATCH 2003, 
KUZIO 2004). 

3  ІВАНОВ 2007 
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2. Allgemeine Bedingungen 
für die Einführung eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

Es fragt sich, welche Bedingungen für die Einführung eines öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks erfüllt sein müssen. Zunächst wird von seinen Kernelementen 
ausgegangen, die sich pauschal in wirtschaftliche, gesellschaftspolitische, rechtli-
che und technologische Faktoren einteilen lassen. Im darauf folgenden Schritt 
werden die Bedingungen für die langfristige Gewährleistung dieser Kernele-
mente abgeleitet.  

In Anlehnung an die Prinzipien des "World Radio and Television Council" ma-
chen folgende vier Kernelemente einen genuinen öffentlich-rechtlichen Rund-
funk aus:4 

- Universale Ausrichtung der Programme, d.h. für alle Bürger in gleicher Wei-
se, unabhängig von der Einkommenshöhe und der Zugehörigkeit zu einer 
gesellschaftlichen Gruppe; 

- Programmvielfalt und Ausgewogenheit der Inhalte, Genres sowie Zielgruppen;5 
- Unterscheidung (Distinktivität) von Programmen nicht-öffentlicher Veranstalter 

durch höhere Qualität, kulturfördernde Inhalte, hohen Innovationsgrad etc.;  
- Unabhängigkeit der Veranstalter von politischem und marktlichem Druck. 

Die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eines Landes sind von 
fundamentaler Bedeutung für die finanzielle Ausstattung der öffentlich-rechtli-
chen Veranstalter, die ihrerseits maßgebend sind für deren Unabhängigkeit 
und den öffentlich-rechtlichen Programmcharakter (Universalität, Vielfalt und 
Distinktivität). Wie MCKINSEY & COMPANY 1999 feststellen, hat die ideale 
Finanzierung eines öffentlich-rechtlichen Veranstalters folgenden Kriterien zu 
entsprechen: 

-  Unabhängigkeit von übermäßigem staatlichem oder kommerziellem Einfluss; 
-  mittelfristige Prognostizierbarkeit; 
-  Anpassung der Finanzierungsmittel an die Steigerungsrate der Kosten;  
- ausreichendes Mittelaufkommen, um als echter Wettbewerber für den kom-

merziellen Rundfunk aufzutreten; 
-  hinreichend einfache und angemessene Abführung mit maximaler gesell-

schaftlicher Akzeptanz.6 
                                                           
4  Zitiert nach PRICE/RABOY 2001, S. 5ff. Ähnliche Kriterien finden sich in verschiedenen inter-

nationalen Vergleichen von Modellen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks (bspw. bei JARREN 
ET AL. 2002; S. 283-286, OSI/EUMAP 2005, S. 54-65, MCKINSEY & COMPANY 1999, S. 11-
19) sowie auch in den Empfehlungen des Europarats (COUNCIL OF EUROPE 2007). 

5  Eine Abgrenzung der ersten beiden Punkte voneinander ist schwierig. Doch kann z. B. ein 
staatlicher Sender seine Programme an die ganze Bevölkerung richten, ohne vielfältige In-
halte anzubieten. Auch in umgekehrter Weise kann ein kommerzieller Sender vielfältige In-
halte verbreiten, mit ihnen aber beispielsweise nur einkommensstärkeren Gruppen anspre-
chen. Dadurch kann er seine Funktion als Massenkommunikation möglicherweise nicht erfül-
len. In gewisser Hinsicht sind die beiden Elemente positiv miteinander korreliert, denn je bes-
ser das Universalitätskriterium erfüllt werden soll, desto vielfältiger muss das Programm sein. 
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Wie im Folgenden gezeigt werden soll, können die obigen Kriterien am besten 
durch eine Rundfunkgebühr erfüllt werden. Entscheidender Vorteil dieser Finan-
zierungsart ist ihre Eignung, die Unabhängigkeit eines Rundfunkveranstalters 
zu gewährleisten. Ein steuerfinanzierter Rundfunk ist der ständigen Gefahr ei-
nes übermäßigen staatlichen Einflusses ausgesetzt, ein auf Werbeeinnahmen 
gründender Rundfunk ist dagegen gezwungen, seine Programme eher an den 
Bedürfnissen der Werbebranche als der Gesellschaft auszurichten.7 

Eine mittelfristige Prognostizierbarkeit der Mittel ist notwendig, da die Pro-
grammziele der Universalität, Vielfalt sowie Distinktivität nicht kurzfristig erreich-
bar und mit einem permanent hohen Investitionsaufwand verbunden sind. Unter 
anderem erfordert die Programmvielfalt den Betrieb von ausreichenden Eigen-
produktionskapazitäten, was darüber hinaus eine hohe Professionalität des Per-
sonals voraussetzt. Für die Übertragung der Programme müssen zudem geeig-
nete technische Kapazitäten verfügbar sein. Auch muss dem öffentlich-rechtli-
che Rundfunk die Partizipation an den neuesten medientechnischen Entwick-
lungen ermöglich werden, innovative Formate anbieten zu können. 

MCKINSEY & COMPANY 1999 weisen empirisch nach, dass eine Steuer- und 
Werbefinanzierung einer höheren Volatilität unterliegt als die Gebührenfinanzie-
rung;8 somit kann mit einer höheren Prognostizierbarkeit von Gebühreneinnah-
men gerechnet werden. In diesem Zusammenhang sind auch die Forderungen 
nach der höheren Steigerungsrate der Einnahmen im Vergleich zu den Kosten 
sowie der ausreichenden Mittelversorgung zu bewerten. Aufgrund des nachhalti-
gen Anstiegs der Rundfunkgebühren sind sie im Vergleich zu den genannten Al-
ternativen besser geeignet, obwohl ein entsprechender Ausgleich nicht automa-
tisch sichergestellt ist. Ein Vorteil der Gebührenfinanzierung kann sich ebenfalls 
bei der Etablierung von öffentlich-rechtlichen Veranstaltern im Markt gegenüber 
den kommerziellen ergeben, da schwankende Steuer- oder Werbemarkteinnah-
men den Aufbau von langfristigen Wettbewerbsvorteilen eher erschweren. Auch 
bestätigt die Erfahrung mit dem staatlich finanzierten Rundfunk, dass dem Abbau 
von staatlichen Haushaltsdefiziten in der Regel eine höhere Priorität eingeräumt 
wird als der ordnungsgemäßen Funktionsweise der Medien. 

Es ist die Besonderheit einer Gebührenfinanzierung, dass sie eine gesellschaftli-
che Akzeptanz voraussetzt. Ist dem Bürger als unmittelbaren Träger und Nutz-
nießer des öffentlich-rechtlichen Rundfunks seine Bedeutung für die gesellschaf-
tliche Kommunikation nicht klar, so wird er nicht bereit sein, dafür zu zahlen. Sei-
ne Zahlungsbereitschaft hängt aber auch vom vorhandenen Wohlstandsniveau 
ab, weil der Bürger höherrangige Bedürfnisse, wie etwa die nach gesellschaftli-
cher Kommunikation, erfahrungsgemäß dann zu finanzieren bereit ist, wenn sei-
ne elementaren Bedürfnisse gedeckt sind.9 Zudem können Rundfunkgebühren 
                                                                                                                                                                          
6  MCKINSEY & COMPANY 1999, S. 27-34 
7  KOPS 2001, KOPS 2006, S. 32ff. 
8  MCKINSEY & COMPANY 1999, S. 30f. 
9  Eine detaillierte Beschreibung des Zahlungsverhaltens der Bürger (in der Terminologie der 

nachfolgend genannten Quelle – des Freiwilligensektors) in Bezug auf den Rundfunk findet 
sich bei KOPS 2005. 
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nur mit gesetzlichem Zwang vereinnahmt werden. Dieser kann geringer sein, 
wenn die gesellschaftliche Akzeptanz des gebührenfinanzierten Rundfunks hoch 
ist, er muss höher sein, wenn diese Akzeptanz gering ist. Im letzteren Fall ist 
aber auch die Abhängigkeit vom Staat höher, und damit das Risiko, dass der 
Staat den öffentlich-rechtlichen Rundfunk instrumentalisiert. 

Neben der Unabhängigkeit bei der Mittelbeschaffung muss auch die der Mittel-
verwendung gewährleistet werden. Darüber hinaus ist eine Aufsicht erforderlich, 
die die Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrages überprüft. Sie muss den re-
levanten zivilgesellschaftlichen Kräften verpflichtet sein und darf weder durch den 
Staat noch durch eine der zivilgesellschaftlichen Gruppen dominiert werden. 

Um die diskutierten Forderungen an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch-
zusetzen, müssen verschiedene Bedingungen erfüllt sein. Zu ihnen gehört vor 
allem die Rechtsstaatlichkeit. Diese umfasst nach PRICE/KRUG 2002 mindes-
tens die Klarheit und Zugänglichkeit rechtlicher Vorschriften für die Öffentlich-
keit, die Einhaltung von rechtlichen Normen und Prinzipien der Gerechtigkeit, 
die Unbefangenheit und Objektivität durch die öffentlichen Verwaltungen (die 
ausführende Gewalt) sowie die Unterstützung durch die Rechtsprechung.10 Da-
rüber hinaus muss ein wirksamer Schutz von Journalisten gewährleistet sein. 
Damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk sich auf seine per Gesetz vorgeschrie-
benen Aufgaben berufen kann, muss der Bestands- und Entwicklungsschutz 
rechtlich verankert sein, was auch das Recht des jeweiligen öffentlich-rechtli-
chen Veranstalters berücksichtigen sollte, im Falle einer Unterfinanzierung das 
ihm Zustehende einzuklagen. Auch internationale Regeln, wie z. B. die WTO- 
und EU-Binnenmarkt-Regeln dürfen diese Vorschriften nicht beeinträchtigen. 
Parallel zu der Anstaltsautonomie muss der Veranstalter rechtlich zur Befolgung 
des Programmauftrages verpflichtet werden. 

Eine unabhängige hoheitliche Institution, die eine wirksame Kontrolle über die Ein-
haltung und Zweckmäßigkeit der Gesetzgebung ausübt, wie z. B. das Bundesver-
fassungsgericht in der Bundesrepublik Deutschland, ist förderlich, jedoch keine Be-
dingung. Die Entwicklung der BBC hat auch ohne eine solche Institution stattge-
funden, da die britische Öffentlichkeit recht früh die Notwendigkeit einer objektiven 
und staatsfernen Informationsquelle erkannte.11 Doch scheint dies international 
eher ein Einzelfall zu sein. 

Zusätzlich zu den oben diskutierten Forderungen müssen sich die einflussrei-
chen gesellschaftspolitischen Gruppen über die Ausgestaltung des zu gründen-
den Veranstalters einigen. Mangelt es an Diskurs- und Konsenskultur, gilt die 
Mentalität "the winner takes it all", so besteht für die Parteien eine hohe Unsicher-
heit über den persönlichen Nutzen aus der Einführung eines öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks. Die Gefahr ist groß, dass die politischen Repräsentanten sich still-
schweigend darauf einigen, jegliche Versuche zur Einführung eines öffentlichen 
Rundfunks zu unterlassen, um ihren Informationsvorsprung gegenüber den Bür-
gern zu sichern. Um diese Informationsasymmetrien zu verringern, müssten in-
                                                           
10  PRICE/KRUG 2002, S. 15ff. 
11  HUMPHREYS, S. 329ff.  
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termediäre Institutionen, z. B. anerkannte NGOs, möglicherweise auch solche mit 
internationalem Auftrag und Reputation (wie die UNESCO) einbezogen werden. 

3. Zwischenstand der Einführung  
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der Ukraine 

Bereits im Jahre 1997 wurde in der Ukraine ein Gesetz zum öffentlich-recht-
lichen Rundfunk verabschiedet, es wurde jedoch nicht umgesetzt.12 Seither wird 
dieses Thema gelegentlich wieder aufgegriffen. Im Frühjahr 2005 begann die 
bisher intensivste diesbezügliche Diskussion. Sie wurde von verschiedenen 
NGOs und Medienexperten initiiert, von denen sich einige später zur NGO-
Koalition "Öffentlicher Rundfunk" zusammenschlossen haben. Dabei wurden 
gemeinsame Lösungsvorschläge im Rahmen von regelmäßig tagenden Arbeits-
gruppen unterbreitet. Die große Bandbreite der im Jahr 2005 vorgestellten un-
terschiedlicher Konzeptionen des ukrainischen öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
(vom Kommerznahen zum Alternativ-Staatlichen) sowie dessen Finanzierungs-
möglichkeiten (in Erwägung gezogen wurden Einnahmen aus dem Glücksspiel-, 
Lotto- und Totogeschäft, Gebühren, Werbung, Sponsoring sowie dem Staats-
haushalt)13 zeugen vom mangelnden Verständnis der Idee des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks, aber auch vom Fehlen der tatkräftigen Unterstützung aus der 
Reihe westlicher öffentlich-rechtlicher Anstalten. 

Es scheint, dass der Präsident sowie die regierungsnahen Parteien der Idee 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks recht wohlwollend gegenüber standen.14 
Man vermutet, dass die genannten Entscheidungsträger aufgrund der instabilen 
politischen Lage15 und der hohen Komplexität einer solchen Reform, in deren 
Rahmen das gesamte Mediensystem hätte umgestaltet werden müssen, eine 
niedrige Priorität eingeräumt haben. Man beschränkte sich stattdessen darauf, 
den staatlichen Rundfunk, insbesondere den Fernsehender UT-1, zu demo-
kratisieren. Die Diskussionen verstummten aber spätestens, nachdem das Ge-
setzesprojekt für öffentlich-rechtlichen Rundfunk am 22. 12. 2005 in zweiter Le-
sung abgelehnt worden war. Die Abstimmung scheiterte ironischerweise an den 
Stimmen der "orangenen" Abgeordneten. Angeblich sollte kein unfertiges Ge-
setz verabschiedet werden.16 

                                                           
12  Das Gesetz wurde durch den Präsidenten mit einem Veto belegt, der Nationalrat für Rundfunk 

hat die Lizenzherausgabe verweigert (RICHTER/GOLOVANOV/NIKOLTCHEV 2006, S. 35-
39). Eine solche Entwicklung kann auf Unvereinbarkeit des Gesetzes mit bestehender Ge-
setzgebung und seine Unvollständigkeit zurückgeführt werden (KHABYUK 2004, 27-28). 

13  DW-RADIO/UKRAINISCH 2005 
14  Vgl. bspw. ТОМЕНКО 2005 
15 Zu den Unsicherheitsfaktoren könnte man u. a. die Kompetenzüberschreitungen des staatli-

chen Rundfunkkomitees, die fehlende Bereitschaft der Opposition zur Zusammenarbeit so-
wie den Machtkampf zwischen den Vertretern der Regierungskoalition zählen. Darüber hin-
aus waren zivilgesellschaftliche Gruppen zu passiv und uneinig, um einen solchen Schritt 
vom Staat einzufordern. 

16  КУРАШИНА 2005  
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Die Verabschiedung des neuen, wenn auch noch teilweise unvollendeten Rund-
funkgesetzes kann zu den Leistungen der „organgenen Regierungszeit“ gezählt 
werden. Dieses setzte auf eine sukzessive Reform des Rundfunks. So sieht Ar-
tikel 14 des neuen Rundfunkgesetzes die Bildung zweier siebzehnköpfiger 
Rundfunkräte vor, welche die primäre Aufgaben haben sollen, dem Parlament 
den Vorschlag zur Benennung bzw. Entlassung der Leiter der (noch) staatlichen 
Fernseh- und Radioholdings NTKU und NRKU zu unterbreiten. Die Rundfunk-
ratsmitglieder sollen wiederum vom Parlament bestimmt werden, davon werden 
neun durch Parlamentsfraktionen, vier vom Präsidenten und vier durch landes-
weite Vereine vorgeschlagen.17 Doch wird die Ernennung der Mitglieder der 
Rundfunkräte zurzeit im Parlamentsausschuss für Meinungsfreiheit und Infor-
mation blockiert.18 Auch das Staatliche Rundfunkkomitee hält die Verschiebung 
dieser Maßnahme für notwendig, weil die Aufgaben der Rundfunkräte unzurei-
chend definiert seien.19 

Die Diskussion über die Einführung eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks hat 
einen neuen Anlauf genommen, nachdem die Leiter und Vorsitzenden der für 
die Rundfunkpolitik verantwortlichen Organe am 15. März 2007 eine entspre-
chende gemeinsame Erklärung unterzeichnet haben.20 Parallel dazu hat der 
Leiter des Staatlichen Rundfunkkomitees Prutnik versucht, ein neues Pro-
gramm durch Kooperation der 26 regionalen staatlichen Rundfunksender zu 
etablieren. Eine Übertragung der Programme soll synchron über die einzelnen 
Rundfunkfrequenzen der regionalen Rundfunkveranstalter erfolgen.21 Einen 
ähnlichen Vorschlag hatte bereits der Vorgänger auf diesem Posten Tschysch 
unterbreitet.22 Es wird jedoch mit einer einseitigen politischen Ausrichtung des 
neuen Programms gerechnet, da dessen Finanzierung vollständig durch das 
Staatliche Rundfunkkomitee kontrolliert wird.23 

4. Beurteilung der Voraussetzungen  
für einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk in der Ukraine 

Um Rückschlüsse auf die Chancen ziehen zu können, in der Ukraine einen öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk einzuführen, gilt es im folgenden zu prüfen, inwie-
weit dort die im Abschnitt 2 formulierten Bedingungen erfüllt sind.  

Die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind in der Ukraine eher 
ungünstig; mehr als die Hälfte der Bürger lebt unter der Armutsgrenze.24 Wie 
                                                           
17  Letztere wurden vom Gesetz sehr restriktiv behandelt, so dass nur wenige Organisationen in 

Frage kommen können (ІНСТИТУТ МЕДІА ПРАВА 2006). 
18  ОСТАПА 2007 
19  ГАНЖА 2007 
20  БЕЗ АВТОРА 2007а 
21  ПРУТНИК 2007 
22  ДАНЬКОВА 2005 
23  БЕЗ АВТОРА 2007б 
24  Nach der Definition des Gesetzgebers lag die Armutsgrenze im Jahre 2004 bei einem monatli-

chen Einkommen von 342 Hrywna bzw. ca. 50 Euro (ХІНКУЛОВА 2004). 
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oben bereits gezeigt wurde, ist dies für die gesellschaftliche Akzeptanz einer 
Rundfunkgebühr nachteilig.25 Dass die Idee des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks in der Ukraine nicht wirklich verstanden wird und der Politik grundsätzlich 
misstraut wind, ist ebenfalls von Nachteil.  

Eine teilweise Werbefinanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wäre in 
der Ukraine ebenfalls schwierig. Die Mittel am Werbemarkt reichen noch nicht 
einmal für die existierenden kommerziellen Medienunternehmen aus.26 Dagegen 
ließen sich in der Ukraine hohe Einnahmen aus politischer Werbung erzielen,27 
doch würde dies die Ausgewogenheit und Unabhängigkeit der Rundfunkveran-
stalter gefährden. 

Das offizielle Gesamtbudget des ukrainischen Staatsrundfunks beläuft sich zur-
zeit auf ca. 234 Mio. Euro.28 Diese Einnahmen erlauben ihm nicht, eine ernstzu-
nehmende Wettbewerbsposition zum kommerziellen Rundfunk aufzubauen, da 
er zur Ausstrahlung einer Fülle von Programmen verpflichtet ist. Darüber hinaus 
lässt sich das Mittelaufkommen nicht mittelfristig prognostizieren, da beispiels-
weise der angemeldete Bedarf der staatlichen Veranstalter in der Vergangenheit 
oft zu einem beachtlichen Teil nicht gedeckt wurde.29 

Die Verfassung der Zivilgesellschaft in der Ukraine entspricht ebenfalls nicht 
den oben skizzierten Anforderungen.30 Im Bereich der Zivilkultur hat sich in der 
Ukraine in den letzten zwei Jahren zwar einiges getan. So hat die demokrati-
sche Opposition z. B. durch ihre friedlichen Proteste Ende 2004, als sie über 
                                                           
25  Beispielsweise haben sich im Rahmen einer Umfrage lediglich 2 % für die ausschließliche Fi-

nanzierung durch die Rundfunkgebühr ausgesprochen, 41 % - für Finanzierung aus dem 
Staatsbudget, 18 % - für eine Mischfinanzierung aus dem Budget und Werbung sowie 15 % für 
eine Mischfinanzierung aus Budget- und Rundfunkgebühren (ІНСТИТУТ ПОЛІТИКИ 2005). 

26  IWANOW 2004, IВАНОВ 2007. Der Nettwerbemarkt betrug im Jahre 2005 rund 433 Mio. 
Euro (IP 2006, S. 420). 

27  Im kommerziellen Rundfunk ist eine solche Praxis Gang und Gäbe, da sich höhere Gewinne 
erzielen lassen, wenn die Rundfunkunternehmen zusätzlich zum Zwecke der Massenbeeinflus-
sung eingesetzt werden anstatt nur zur Erzielung der Werbe-/Rezipienteneinnahmen. So sollen 
im Wahlkampf 2006 für politische Werbung recht beträchtliche Gelder geflossen seien (LIND-
NER 2006, S. 20). Die Existenz einer solchen zahlungswilligen Nachfrage gefährdet den Mei-
nungspluralismus, da der Standpunkt des Auftraggebers natürlich nicht gleichgestellt mit ande-
ren Meinungen präsentiert werden soll. 

28  O.V. 2006 
29  Vgl. bspw. KHABYUK 2004, S. 24f. 
30 Zur Beurteilung ihrer Entwicklung bedienen wir uns hier der von SZTOMPKA 1993 (S. 88f.) 

unterschiedenen vier Kriterien der "zivilisatorischen Kompetenz": Unternehmenskultur (Vo-
raussetzungen zur Teilnahme an der Marktwirtschaft: Innovationsdrang, Zielstrebigkeit, Bereit-
schaft zum Wettbewerb etc.), Zivilkultur (Notwendig zur Teilnahme am demokratischen Zivil-
gemeinschaftswesen: politische Aktivität, Partizipationsbereitschaft, Rechtsstaatlichkeit, Res-
pektieren von Gegnern etc.), Diskurskultur (Voraussetzung zur Teilnahme an freien intellektu-
ellen Gesprächen: Toleranz, Akzeptanz der Vielfalt und des Pluralismus, Kritisieren etc.) und 
Alltagskultur (unabdingbar zur täglichen Existenz in einer urbanisierten, technologisch gesättig-
ten und konsumentenorientierten Gesellschaft: Ordentlichkeit, Sauberkeit, körperliche Pflege, 
Pünktlichkeit etc.). Die Kriterien der Unternehmens- und Alltagskultur wurden aufgrund ihrer 
geringen Bedeutung für diese Thematik nicht in der weiteren Betrachtung berücksichtigt. 
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mehrere Wochen hinweg mehr als 250.000 Menschen mobilisierte, eindrucks-
voll ihre basisdemokratischen Fähigkeiten gezeigt. Und auch was die Rechts-
staatlichkeit anbelangt, so traten in den letzten Jahren Verbesserungen ein.  

Andererseits gilt die Rechtsprechung weiterhin als überwiegend korrupt.31 Auch 
die ungesicherte rechtliche Lage der Journalisten ist nach wie vor ein großes 
Problem. Sie werden häufig beschuldigt, die Ehre und Würde von Personen, 
vornehmlich von Politikern, verletzt zu haben; auch können sie der Verbreitung 
persönlicher Daten einer Amtsperson bezichtigt werden, wobei bereits die Ver-
breitung von Informationen zum Bildungs- und Familienstand oder des Geburts-
datums diesen Tatbestand erfüllen kann.32 Diese Schwächen des Rechtsstaa-
tes (aber auch die jüngste politische Krise, welche in vorzeitiger Parlaments-
auflösung durch den Präsidenten gipfelte) hätten durch das Oberste Verfas-
sungsgericht behoben werden können, zumal dieses seine Unvoreingenom-
menheit bereits im Wahlfälschungsurteil aus dem Jahr 2004 bewiesen hatte.33 
Es war seit seiner teilweisen Neubesetzung im Jahre 2006 allerdings in der 
Rechtsprechung kaum mehr aktiv. Nachteilig ist auch die im politischen System 
der Ukraine wirksame "Vertikale der Macht": Die direkt durch das Volk gewähl-
ten Vertreter benennen nicht nur die Leiter der niederen Staatsgewaltebenen, 
sondern sie können sich auch in deren Entscheidungen beliebig einmischen. 

Eine besonders nachteilige Folge des kommunistischen Regimes ist das Fehlen 
einer Diskurskultur. Abweichungen von der einheitlichen Parteilinie wurden in 
der UdSSR nicht gern gesehen. Auch die relativ kurze Glasnost-Periode konnte 
das jahrzehntelang gelernte Denken nicht aus den Köpfen der Menschen ver-
treiben. Viele ältere Menschen in der Ukraine sehnen sich noch heute nach den 
unfreien, jedoch klaren Verhältnissen der sowjetischen Ära. Auch wenn das 
nicht mehr so stark ausgebildet ist wie in den ersten Jahren der Transformati-
on,34 der "Homo Sowjeticus" als Menschentyp ist noch lebendig. Das andere 
Extrem bilden die in der Vergangenheit unterdrückten Gesellschaftskreise, die 
nun ihre Meinung frei äußern dürfen. Ihr Verlangen nach Schuldanerkennung 
richtet sich gegen die "Homo Sowjeticus", die Befürworter des alten Systems. 
Auch dieser Gruppe fehlt die erforderliche Diskurskultur. 
                                                           
31  BERTELSMANN 2006, S. 5ff. Eine unterhaltsame Tabelle mit den üblichen Bestechungs-

preisen der Kutschma-Ära findet der interessierte Leser bei MOROZENKO 2005. Es ist da-
von auszugehen, dass sich in diesem Bereich keine großen Veränderungen ergeben haben. 

 Die Korruption ist teilweise auf eine Besonderheit des ukrainischen Rechts zurückzuführen, 
und zwar auf die einander widersprechenden komplexen Vorschriften, welche ein gesetzes-
treues Verhalten der Bürger und Unternehmen nahezu ausschließen. Dieses Phänomen 
schafft zahlreiche rechtliche Grauzonen. Der "Bezpredel" (hier: (russ.) Rechtlosigkeit) hat seine 
Wurzeln im Parlament: Wie ein Abgeordneter der letzten Legislaturperiode inoffiziell zugege-
ben hat, werden von den pro Tagungstag verabschiedeten 30 - 40 Gesetzen höchstens 3 - 5 
vorab in den Fraktionssitzungen besprochen (КОВАЛЬЧУК 2003). 

32 Allerdings mehren sich in diesem Bereich wohl die Gerichtsurteile zugunsten der Journali-
sten (ІВАНОВ 2007). 

33  BERTELSMANN 2006, S. 7 
34  Bei einer Umfrage aus dem Jahre 1997 zum Mehrparteiensystem waren 35 % gegen, 29 % 

für und 36 % unsicher (LINDNER 1998, S. 16). 
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Der Streit zwischen diesen Gruppen wird teilweise auch über die Sprache aus-
getragen. Er wird auch durch den politischen und wirtschaftlichen Einfluss des 
russischen Staates angeheizt. Der umfangreiche Programmimport aus Russ-
land, der vom marginalen "cultural discount" profitiert (entstanden durch die 
Vorherrschaft russischer Kultur und Sprache in der UdSSR) und vom niedrigen 
Entwicklungsstand des einheimischen Marktes für Programmproduktionen, 
stärkt die russische Sprache.35 Die politischen Parteien sind an der Schlichtung 
des Sprachenstreites nicht interessiert. Im Gegenteil, sie versuchen diesen zu 
verschärfen: Beispielsweise haben einige Medien während des Wahlkampfes 
im Jahre 2004 sprachliche Unterschiede zwischen den West- und Ostukrainern 
überspitzt und einseitig dargestellt.36 Die Produktion und Ausstrahlung von Pro-
grammen, durch die diese historisch entstandene sprachliche und kulturelle Spal-
tung des ukrainischen Volkes vermindert werden könnte, sollte die schmerz-
volle Vergangenheit analysieren und eine gegenseitige Integration vorantreiben, 
eine Aufgabe, für welche die öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter gera-
dezu prädestiniert wären. 

Im technischen Bereich sind insbesondere die Frequenzknappheit sowie die 
Rückständigkeit der Übertragungswege zu bemängeln. So ist die analoge Ter-
restrik in der Ukraine noch immer die wichtigste Verbreitungsform (58 % im Jahre 
2005).37 Eine Digitalumschaltung ist für das Jahr 2015 geplant, jedoch wird erst 
jetzt ein DVB-T-Pilotprojekt durchgeführt.38 

5. Zusammenfassung und Ausblick 

Es wird überwiegend die Auffassung vertreten, dass die ukrainischen Medien seit 
der "Orangenen Revolution" an Unabhängigkeit gewonnen haben. Gleichwohl 
bleibt eine objektive Berichterstattung noch ein weit entferntes Ziel. Um dieses 
Problem in den Griff zu bekommen, wird seit längerem diskutiert, in der Ukraine 
einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk einzuführen. 

Es fragt sich, welche Bedingungen für die Einführung eines öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks erfüllt sein müssen, der die folgenden Anforderungen erfüllt: 

- Universale Ausrichtung der Programme, d. h. Angebote für alle Bürger, unab-
hängig von Einkommenshöhe und Gesellschaftsgruppenzugehörigkeit; 

- Programmvielfalt und Ausgewogenheit der Inhalte, Genres sowie Zielgruppen; 
- Unterscheidung (Distinktivität) von Programmen nicht-öffentlicher Veranstalter 

durch höhere Qualität, kulturfördernde Inhalte, hohen Innovationsgrad etc.;  
                                                           
35  Auch in den Massenmedien, sofern es offizielle Daten gibt, nimmt die russische Sprache 

insbesondere in den östlichen Regionen eine wichtige Stellung ein. Der Nationalrat schätzt, 
dass Hörfunkveranstalter aus der Donezk-Region lediglich im Schnitt 30-35 % in ukraini-
scher Sprache senden (НАЦІОНАЛЬНА РАДА 2006). 

36  Dabei wurde die ukrainischsprachige Bevölkerung als solche dargestellt, die Mischsprache 
des Ukrainischen und Russischen – "Surshyk" – spräche und nicht der Lage sei, Russisch 
zu lernen (BESTERS-DILGER 2007). 

37  IP 2006, S. 414 
38  НАЦІОНАЛЬНА РАДА 2007 
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- Unabhängigkeit der Veranstalter von politischem und marktlichem Druck. 

Die für die Gewährleistung dieser Kernelemente notwendigen Bedienungen las-
sen sich pauschal in wirtschaftliche, gesellschaftspolitische, rechtliche und tech-
nologische Faktoren einteilen. Die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen eines Landes sind von fundamentaler Bedeutung für die finanzielle 
Ausstattung der öffentlich-rechtlichen Veranstalter, die ihrerseits maßgebend 
ist für deren Unabhängigkeit und die Erfüllung eines öffentlich-rechtlichen 
Programmauftrags, der universal und vielfältig ist und sich klar von kommer-
ziellen Programmangeboten unterscheidet. Seine Finanzierung über eine Ge-
bühr ist grundsätzlich vorteilhaft, weil sie die Veranstalter vor übermäßigem 
staatlichem und kommerziellem Einfluss schützt und weil sie im Wettbewerb mit 
kommerziellen Anbietern ein ausreichendes und planbares Mittelaufkommen 
ermöglicht. Allerdings setzt die Gebührenfinanzierung eine gesellschaftliche 
Akzeptanz voraus, die u. a. von den Mitteln abhängt, die den Bürgern für die 
Befriedigung elementarer Bedürfnisse im Vergleich zur Befriedigung höherer 
Bedürfnisse (hier: nach gesellschaftlicher Kommunikation) verfügbar sind. Eine 
Durchsetzung dieser Forderungen erfordert einige elementare Rahmenbedin-
gungen, insbesondere die Existenz eines Rechtsstaates. 

Im Jahre 1997 wurde in der Ukraine bereits ein Gesetz zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk verabschiedet, es wurde aber nicht umgesetzt. Im Frühjahr 2005 wurde 
von verschiedenen NGOs und Medienexperten (auch bekannt als NGO-Koalition 
"Öffentlicher Rundfunk") eine erneute, intensivere Diskussion darüber eingeleitet. 
Obwohl der Präsident der Ukraine sowie die regierungsnahen Parteien die Idee 
eines öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu befürworten schienen, wurden die dazu 
erforderlichen Maßnahmen damals nicht ergriffen, wohl auch wegen der instabilen 
politischen Lage und der hohen Komplexität eines solchen Unterfangens.  

Im März 2007 nahmen die Leiter und Vorsitzenden der für die Rundfunkpolitik 
verantwortlichen Organe einen neuen Anlauf zur Einführung eines öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, indem sie eine entsprechende gemeinsame Erklärung 
unterzeichneten. Gleichwohl sind die Bedingungen für die Einführung eines öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks in der Ukraine immer noch ungünstig, da die 
wichtigsten Voraussetzungen dafür nicht erfüllt sind: Die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen für einen finanziell unabhängigen und konkurrenzfähigen öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk sind nicht gegeben, zudem ist die Gesellschaft 
gespalten, und es fehlt ihr an der erforderlichen Diskurskultur. Obwohl der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk in dieser Lage besonders wichtig wäre, um die his-
torisch entstandene sprachliche und kulturelle Spaltung des ukrainischen Vol-
kes zu beseitigen, wird er kaum etabliert werden können, solange die gesell-
schaftlichen Gruppen nicht kompromissbereit sind und die politischen Eliten 
nicht über den Schatten der Eigennützigkeit springen. 

Die Unterstützung durch internationale Organisationen ist in dieser Situation 
wichtig. Allerdings kann sie die erforderliche Emanzipation der Zivilgesellschaft 
nur begleiten, nicht aber allein verwirklichen. Daher macht es zum jetzigen Zeit-
punkt wohl wenig Sinn, in der Ukraine einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk ein-
zuführen. Es fehlt noch an den ökonomischen, politischen und sozialen Voraus-
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setzungen, dass dieser gesellschaftlich akzeptiert, ausreichend finanziert und po-
litisch unterstützt wird. Erst wenn in der Ukraine die hierfür erforderlichen grund-
sätzlichen gesellschaftlichen Reformen eingeleitet worden sind, vor allem zur 
Stärkung des zivilgesellschaftlichen Einflusses, wird in diesem Land ein öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk etabliert werden können, der diesen Namen verdient. 

Dass in Zeiten der Informationsgesellschaft in der Ukraine gerade diejenige Ins-
titution fehlt, die diese Rahmenbedingungen zum Besseren verändert könnte, 
ist beklagenswert, sollte die Akteure aber nicht resignieren lassen. Vielmehr er-
fordert und erlaubt es kleine Schritte zur Etablierung eines (elementaren und 
funktional und finanziell zunächst eng begrenzten) öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, der als Sprachrohr der Zivilgesellschaft fungiert – und der die Bedingun-
gen zur Etablierung einer solchen Zivilgesellschaft positiv verändert. Diese klei-
nen Schritte müssen gemacht werden. 
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